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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Rollmann r Frau Brauksiepe, Dr. 
Heck r Burger, Frau Stommel, Frau Schroeder (Detmold) 

und Genossen 


betr. Situation des gesetzlichen Jugendschutzes 


Immer mehr verstärkt sich der Eindruck, daß die Bundesregie- 
rung, ohne sich offen dazu zu bekennen und nach dem heutigen 
Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse dazu berechtigt zu 
sein, den gesetzlichen Jugendschutz gering achtet und praktisch 
abbaut. Heute ist die Generation der unter 18- Jährigen stärker 
negativen Einflüssen ausgesetzt als jemals seit dem Inkraft- 
treten der Jugendschutzgesetze. 


Darum fragen wir die Bundesregierung: 

1. Welche Konzeption vertritt die Bundesregierung in bezug 
auf den gesetzlichen Jugendschutz? 

2. Wann wird die Bundesregierung den mehrfach angekün- 
digten wissenschaftlichen Forschungsauftrag zur Erfor- 
schung der Grundlagen des gesetzlichen Jugendschutzes 
vergeben? 

3. Kann die Bundesregierung gewährleisten, daß dieser 
Forschungsauftrag nur an Wissenschaftler vergeben wird, 
die auf dem Boden des Grundgesetzes stehen und in die- 
sem Rahmen die Pluralität der wissenschaftlichen Meinun- 
gen widerspiegeln? 

4. Bis wann rechnet die Bundesregierung mit der Erfüllung 
dieses wissenschaftlichen Forschungsauftrages? 

5. Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Parlament Novel- 
lierungen des Gesetzes über die Verbreitung jugendge- 
fährdender Schriften und des Gesetzes zum Schutze der 
Jugend in der Öffentlichkeit vorzuschlagen, bevor die Er- 
gebnisse des wissenschaftlichen Forschungsauftrages vor- 
liegen? 
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6. Hat die Bundesregierung die Absicht, außer der weitge- 
henden Freigabe der Pornographie (§ 184 StGB) auch noch 
das Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften abzuschaffen? 

7. Wie viele Anträge auf Indizierung wurden von welchen 
antragsberechtigten Behörden im Jahre 1970 bei der Bun- 
desprüfstelle für jugendgefährdende Schriften gestellt? Wie 
war das Zahlenverhältnis in den Vorjahren? 

8. Was wird jetzt, da die Zahl der Indizierungsanträge bei 
der Bundesprüfstelle zurückgeht, die Bundesregierung tun, 
um dem Ersuchen des Deutschen Bundestages vom 18. Ja- 
nuar 1961 nachzukommen, „im Einvernehmen mit den 
Ländern die Voraussetzung für die wirksame Durchführung 
des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften durch Einrichtungen zu schaffen, die die laufende 
und sachgerechte Beobachtung des jugendgefährdeten 
Schrifttums sicherstellen"? 

9. Hält die Bundesregierung diese „laufende und sachgerechte 
Beobachtung des jugendgefährdenden Schrifttums" über- 
haupt für notwendig? 

10. Beabsichtigt die Bundesregierung, durch eine Änderung 
der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften in der Fassung 
vom 23. August 1962 den Kreis der Antragsberechtigten 
bei der Bundesprüfstelle zu erweitern? 

11. Wie viele Indizierungen hat die Bundesprüfstelle im Jah- 
re 1970 vorgenommen? Wie war das Zahlenverhältnis in 
den Vorjahren? 

12. Wie beurteilt die Bundesregierung, daß — wie die bishe- 
rigen Indizierungen des Jahres 1970 auszuweisen schei- 
nen — der Bundesprüfstelle von den antragsberechtigten 
Behörden fast nur noch Schriften zur Indizierung vorgelegt 
werden, die entweder als unzüchtig bereits unter den 
§ 184 StGB fallen oder als offensichtlich sittlich schwer 
jugendgefährdend der Indizierung nach § 6 des Gesetzes 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften eigent- 
lich gar nicht bedürfen? Ist diese Entwicklung darauf 
zurückzuführen, daß die Bundesprüfstelle ihrer eigent- 
lichen Aufgabe, andere weniger offensichtlich schwer 
jugendgefährdende Schriften zu indizieren, nicht mehr 
gerecht wird und die antragsberechtigten Behörden darum 
solche Schriften nicht mehr zur Indizierung vorlegen? 

13. Ist es richtig, daß die sogenannten St. Pauli-Blätter, die 
nach der bis heute nicht begründeten Entscheidung der 
Bundesprüfstelle vom 13. Oktober 1970 nicht mehr als 
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jugendgefährdend gelten, von Staatsanwaltschaften und 
Gerichten dagegen nicht nur als offensichtlich schwer 
jugendgefährdend gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften, sondern sogar 
als unzüchtig gemäß § 184 StGB beurteilt werden? 

14. Was ist eigentlich nach Auffassung der Bundesregierung 
noch jugendgefährdend, wenn die sogenannten St. Pauli- 
Blätter es nach Auffassung der Bundesprüfstelle nicht mehr 
sind? 

15. Wie steht die Bundesregierung zu der Meinung des Deut- 
schen Kinderschutzbundes aus seiner Presseerklärung vom 
14. Oktober 1970, der es „für unverständlich und höchst 
bedenklich hält", daß die Bundesprüfstelle die Indizierung 
der sogenannten St. Pauli-Blätter abgelehnt hat, weil „die 
Entscheidung der Bundesprüfstelle nicht die Störung der 
phasengerechten Entwicklung der zehn- bis vierzehnjäh- 
rigen Kinder berücksichtigt, die bei einem freien Verkauf 
der Pornoblättcr mit dem darin auf ordinärste Weise darge- 
stellten harten Sex rücksichtslos konfrontiert werden"? 

16. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
um die Bundesprüfstelle in den Stand zu versetzen, ihre 
gesetzlichen Aufgaben wieder zu erfüllen? 


Bonn, den 10. November 1970 


Rollmann 

Dr. Gruhl 

Frau Brauksiepe 

Frau Dr. Henze 

Dr. Heck 

Köster 

Burger 

Frau Dr. Kuchtner 

Frau Stommel 

Lampersbach 

Frau Schroeder (Detmold) 

Maucher 

Dr. Arnold 

Müller (Berlin) 

Becker (Pirmasens) 

Müller (Remscheid) 

Berding 

Dr. Pinger 

Dr. Böhme 

Pohlmann 

Dasch 

Ruf 

Dichgans 

von Thadden 

Franke (Osnabrück) 

Wawrzik 

Dr. Franz 

Winkelheide 

Dr. Fuchs 

Ziegler 

Geisenhofer 

Zink 


3 



